
Fakten zu Handy-Abfragen gefordert
Landesdatenschutz kritisiert Behördenschweigen zu Funkzellenüberwachung

I Niedersachsen schweigt
sich seit Jahren dazu aus,
wie oft die Polizei bei Er­
mittiungen im Land Han­
d~datenabfragt. Landes­
d~t~J1~chutz,.FDP~nd
Grüne fordern Aufklä­
rung_ Polizeivertreter und
die CDU halten dagegen.

Von Klaus Wieschemeyer

HANNOVER. Der Vorwurf
ist klar: "In der Funkzel1en­
abfrage mauert die Landesre­
gierung seit 2011", klagt Da­
tenschützer VolI<er Klauke
am Mittwoch im Innenaus­
schuss des Landtags. Nie­
mand :wisse., wie oft die nie­
dersächsische Polizei bei Er­
mittlungen die Handydaten
eines Sendebereiches ohne
Wissen der Nutzer abgreife.

Die FDP im Landtag will es
nun wissen, und fordert'vom

Innenministerium eine Auf­
stellung aller Zugriffe inner­
halb eines Jahres an. Dabei
ste11t die Partei die Abfrage
grundsätzlich nicht infrage.
Sie will aber wissen, wie oft
Menschen ahnungslos ins Vi­
sier geraten. Denn meistehs
werden die Betroffenen auch
nach Ende der Überwachung
nicht über die Ausspälmng
informiert.

- ANZEIGE-

liESEN FREITAG

"Zuallererst ist es dringend
nötig, Anzahl und Ausmaß
der durchgeführten Abfra­
gen überhaupt erst.mal zu er­
fassen und auszuwerten",
sagt FDP-Fraktionsvize Jörg
Bode. Auch die Grünen for­
dern Fakten: "Parlämentari­
sehe Kontrolle, können wir
nur sicherstellen, wenn wir
eine aussagefähige Statistik
mit eindeutigen Kriterien ha­
ben", sagt die innenpoliti­
sche Sprecherin Meta Jans­
sen-Kucz.

Dass das geht, zeige Schles­
wig-Hoistein, betont Klauke.
Dort informiert die Landes­
regierung das Parlament seit
2013 über die Zahl der
Grundrechtseingriffe.

Verfahren in Osnabriick

2018 gilt das auch in Nie­
dersachsen. Doch die Kriti­
ker fordern schon jetzt mehr
Aufklärung, nachdem ein
Fall aus Osnabrück Schlag-

zeilen machte: Im August
2014 hatte die Polizei 14269
Verbindungsdaten von 778
Telefonnummern abgefragt,
nachdem es in Bahnhofsnähe
zu einer Pfefferspray-Attacke
gekommen war. AUfgrund
dieser Daten seien sieben
Personen. beschuldigt wor,
den, sagt der AnwaltJoe Thc­
rand Alle Verfahren seien
später eingestellt worden.
"Man darf nicht der Täu­
schung erliegen, dass es sich
um ein harmloses Werkzeug
handelt", warntTherond.

Die CDU bezweifelt den
Sinn einer statistischen Er­
hebung: "Wenn ich Zielper­
son einer Funkzellenabfrage
bin, hilft mir diese Statistik
keinen Zentimeter weiter",
sagt der polizeipolitische
Sprecher der Fraktion, Tho­
mas Adasch. Die Polizei
warnt vor der Mehrarbeit:
"Die Statistikwäre ein erheb­
licher Aufwand und ist nicht

ohne Weiteres möglich", sagt
Heiko Heimann vom Landes­
kriminalamt. "Durch unsin­
niges Noch-mal-und-noch­
mal-Prüfen werden Kapazi­
täten der Polizei gebunden",
kritisiert Andreas Nüne­
mann von der Gewerkschaft
der Polizei (GdP).

Nünemann verteidigt die
Ermittlungstaktik: Mit ihr ha­
be die Polizei zahlreiche Kapi­
talverbrechen aufgeklärt ­
unter anderem den "Holz­
klotzfall" von 2008, bei dem
eine Frau in einem Auto bei
Oldenburg von einem von ei­
ner Brücke geworfenen Klotz
getötet worden war. Die Ab­
frage werde in der Regel nur
bei Kapitalverbrechen ange­
wendet. Da passe der Fall Os­
nabrücl< aber nicht dazu, sagt
MetaJanssen-Kucz.

Mehr Nachrichten aus
Niedersachsen im Inter­
netau! noz.de


